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(Rr. 12881.) Geſetz über die Verkündung von Rechtsverordnungen. Vom 9. Auguſt 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
i 5 8 

(1) Rechtsverordnungen des Staatsminiſteriums oder einzelner Staatsminiſter werden in der 
Geſetzſzammlung oder im Preußiſchen Staatsanzeiger oder in einem der Miniſterialblätter verkündet. 
Die Verkündung an einer dieſer Stellen genügt auch dann, wenn durch frühere Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen eine beſtimmte Art der Verkündung vorgeſchrieben iſt. 

(2) Für Rechtsverordnungen in Beſoldungsangelegenheiten iſt die Verkündung im Preußiſchen 
Beſoldungsblatt ausreichend. Abs. 1 Satz 2 gilt entſprechend. 

(2) Verordnungen auf Grund des Artikels 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen ſind 
ſtets in der Geſetzſammlung zu verkünden. 

(1) Verordnungen auf Grund des Artikels 48 Abſ. A der Reichsverfaſſung können zunächſt 
auch in anderer als der im Abſ. 1 Satz 1 vorgeſehenen Weiſe rechtsgültig verkündet werden, 
müſſen dann aber ſobald wie möglich auch in der Geſetzſammlung in ihrem vollen Wortlaute 
nachrichtlich mitgeteilt werden. 

8.2, 


Die nicht in der Preußiſchen Geſetzſammlung veröffentlichten Rechtsverordnungen ſind unter 
Angabe der Stelle der Veröffentlichung und des Tages ihres Inkrafttretens in der Geſetzſammlung 
nachrichtlich anzuführen. 

§ 3. 

Rechtsverordnungen treten, ſoweit ſie nichts anderes beſtimmen, mit dem auf die Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. 

9 4. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem der Verkündung folgenden Tage in Kraft. Von dieſem Zeit— 
punkt an kann für die Zukunft die Rechtswirkſamkeit der Verkündung von Rechtsverordnungen, die 
früher in einer dem § 1 Abſ. 1 und 2 entſprechenden Weiſe erfolgt iſt, nicht in Frage geſtellt 
werden. 

Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1288112885.) 

Ausgegeben zu Berlin den 16. Auguſt 1924. 


= 
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Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ n 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. R 


Berlin, den 9. Auguſt 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Nr. 12882.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Urbarmachung von ſtaatlichen Mooren. 
Vom 9. Auguſt 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
5 § 1. 

Dem Staatsminiſterium wird ein weiterer Betrag von 1600000 Goldmark zur Arbar⸗ 
machung von ſtaatlichen Mooren in den Provinzen Hannover und Schleswig-Holſtein zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. 

§ 2. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. Die auf Grund dieſer Ermächtigung aufgenommene Schuld iſt derart zu tilgen, 
daß jährlich 1,0 vom Hundert des Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur 
Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. 
Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf 
bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 3 
Ss». 
Die Erlöſe aus dem Verkaufe der mit Anleihemitteln urbar gemachten Moore, und zwar nicht 
nur die baren Kaufſummen, ſondern auch bei Verkäufen gegen Rentenzahlung die Renten, ſind 
vorweg zur verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. 


SA. 
i 9 4. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. f 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. Auguſt 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Finanzminiſter: 
Braun. Severing. Wendorff. 


= — 599 — 
(Mr. 12883.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Bedeichung der Pohnshallig und des 


Morfumkoogvorlandes auf der Inſel Nordſtrand im Regierungsbezirke Schleswig. Vom 


14. Auguſt 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 

Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 530 000 (fünfhundertdreißigtauſend) Goldmark 
für die Fertigſtellung der Bedeichung der Pohnshallig und des Morſumkoogvorlandes auf der 
Inſel Nordſtrand im Regierungsbezirke Schleswig zur Verfügung geſtellt. 

8.2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im 8 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. Die auf Grund dieſer Ermächtigung aufgenommene Schuld iſt derart zu tilgen, daß 
jährlich 1,9 vom Hundert des Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Til 
gung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. 
Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf 
bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 

83. 

Die Erlöſe aus dem etwaigen Verkaufe des eingedeichten Vorlandes, und zwar nicht nur 
die baren Kaufſummen, ſondern bei Verkäufen gegen Rentenzahlung auch die Renten, ſind vorweg 
zur verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. 

9 4. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 14. Auguſt 1924. - 5 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Finanzminiſter: 


Braun. Severing. Wendorff. 


(Nr. 12884.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Beendigung der Bedelchung 


der Grohde auf Norderney im Regierungsbezirk Aurich. Vom 14. Auguſt 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 
Dem Staatsminiſterium wird ein weiterer Betrag von 230 000 Goldmark zur Beendigung 
1 Br der Grohde auf Norderney im Regierungsbezirk Aurich zur Verfügung 
geſtellt. ̃ 5 8 
82 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im 8 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. Die auf Grund dieſer Ermächtigung aufgenommene Schuld iſt derart zu tilgen, daß 
jährlich 1,9 vom Hundert des Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Til 
gung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. 


— 00 


Als erſparke Zinſen find 5 vom Hundert der zur an der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte 
Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 93. 
3 


Die Erlöſe aus einem etwaigen ſpäteren Verkaufe des 1 ten Geländes, und zwar 
nicht nur die baren Kaufſummen, ſondern auch bei Verkäufen gegen Rentenzahlung die Renten, 
ſind vorweg zur verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. 8 


8 4. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 
Berlin, den 14. Auguſt 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Finanzminiſter: 
Braun. Severing. Wendorff. 


(Nr. 12885.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem Geſetze vom 
4. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 185) durchzuführende Verbeſſerung der Vorflut in der 
unteren Oder. Vom 14. Auguſt 1924. 


f Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 9 1 
Für die nach dem Geſetze, betreffend die Verbeſſerung der Vorflut in der unteren Oder, der 
Havel, Spree, Lauſitzer ae und dem Bober, vom 4. Auguſt 1904 (Geſetzſgamml. S. 185) durch⸗ 
zuführende Verbeſſerung der Vorflut in der unteren Oder ſind durch das Geſetz vom 14. Januar 
1921 GGeſetzſamml. S. 320) weitere Geldmittel in Höhe von zunächſt 36 Millionen Mark bereit— 
geſtellt. Die Bauſumme wird um weitere 7 Millionen Goldmark erhöht. 
9 2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. Die auf Grund dieſer Ermächtigung aufgenommene Schuld iſt derart gi tilgen, 
daß jährlich 1,9 vom Hundert des A unter Hinzurechnung d der erſparten Zinſen zur 
Tilgung der gesamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. 
Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf 
bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 

$ 3. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt.“ 

Berlin, den 14. Auguſt 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
- Für den Finanzminiſter; 5 
Braun. Boelitz. Wendorff. 
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